Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 58 Ausgegeben D Danzig, den 1. November 0 1922 


Inhalt. Verordnung zur Anderung der geſetzlichen Fernfprechgebühren (S. 481). — Feſtſetzung der Poſt⸗ 
8. 181) im Verlehr mit dem Ausland (außer Deutſchlaßd, dem Memelgebiet und Polen) vom 1. November 1922 an 

— Feſtſetzung der mit Wirkung vom 1. November 1922 im Gebiet der Freien Stadt Danzig im Verkehr nach 
Helen ae bete enn Poſt⸗ und Telegraphengebühren (S. 482). — Verordnung über Verſicherungspflicht 
in der Krantenverſicherung (S. 483). — Verordnung über. Grundlöhne bei den Krankenkaſſen (484). — Verordnung 
über Erhöhung von Geidbetengen in der Unfallverſicherung (S. 485). — Verordnung über Erhöhung der Zulagen in 
der Unfallverſicherung (S. 486). 


166 Verordnung 
zur Anderung der geſetzlichen Fernſprechgebühren. 

Auf Grund des Geſetzes vom 16. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 320) betreffend Anderung der 
Poſt⸗, Poſtſcheck⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren wird nachſtehende Verordnung erlaſſen. 

Die in dem 8 3 des Fernſprechgebühren⸗Geſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzbl. S. 133 ff.) 
nebſt Punkt 1 der dieſes Geſetz ergänzenden Verordnung vom 28. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 323) 
beſtimmten Gebührenſätze werden wie folgt geändert: 

1. Die im 8 3 beſtimmten Gebührenjäße werden um 1500 vom Hundert erhöht. 

2. Die Verordnung tritt mit dem 1. November 1922 in Kraft. 

3. Jeder Fernſprechteilnehmer iſt berechtigt, ſeinen Anſchluß bis zum 5. November 1922 mit 

Wirkung für den 1. November 1922 zu kündigen. 
Danzig, den 30. Oktober 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Ziehm. Dr. Volkmann. 


167 Die Poſtgebühren im Verkehr mit dem Ausland (außer Deutſchland, dem Memelgebiet und Polen) 
werden vom 1. November 1922 an wie folgt feſtgeſetzt: 
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fue eee ah ee Fl er 
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Die Gebühr für nicht oder unzureichend freigemachte Brief⸗ 
ſendungen beträgt das Doppelte des Fehlbetrages, mindeſtens 18 „ 
Eilbeſtellgebühr für Briefſen dungen. 60 „ 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 9. 11. 1922). 


— — * 
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Gewichtsgebühr für Wertkäſtchen für je 50 g. 12 M 
min deten . ee 60 „ 
Beſondere Gebühr für Briefnachnahme vom Abſender zu erheben 6 „ 
Einziehungsgebühr für jede eingelöſte Briefnachnahmmee 9 „ 
Einziehungsgebühr für jedes eingelöfte Poſtauftragspapier . . 18 „ 
Vorzeigegebühr für jedes nicht eingelöfte Poſtauftragspapier . . 12 „ 
Danzig, den 26. Oktober 1922. £ 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 
168 Bekauntmachung. 


Mit Wirkung vom 1. November werden im Gebiet der Freien Stadt Danzig im Verkehr nach 
Polen (ausſchl. Polniſch⸗Oberſchleſien) die Poſt⸗ und Telegraphengebühren in folgender Weiſe feſtgeſetzt: 
I. Es koſten: 
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dienſtliche Aktenbriefe von Behörden über 250 g bis 2 kg.. . 24 „ 
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Anſichtskarten, auf deren Vorderſeite Grüße oder ähnliche Höf⸗ 
lichkeitsformeln mit hochſtens fünf Worten niedergeſchrieben find 2 


Blindenſchriftſendungen je 500 g (Meiſtgewicht 5 kg) 20 Pf. 
Geſchäftspapiere bis. 250 , è = en 12 M 
über 50 %, e ö 16 
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Von den Nebengebühren werden erhöht: 
Die Einſchreih gebühr — en 8 
die Rückſcheingebühr 

a) falls bei der Einlieferung verlangt aufs. 6-7 
b) falls nachträglich berlangt ß t: —?E1 12 7 
die Eilbeſtellgebühr im beste — 12 
in Land beſtell bezirk auf 36 „ 


e tteelgebühr auf 12 


die Unbeſtellbarkeitsmeldung auůnnnnn 12 M 
Die übrigen Gebühren bleiben unverandert. 


II. Telegrammverlehr. 
Die Telegraphengebühr betragt bei gewöhnlichen Telegrammen 12 M für jedes Wort, 
mindeſtens 120 M, 
bei dringenden Telegrammen 36 M für jedes Wort, mindeſtens 360 M. 
Im Verkehr nach Polniſch⸗Oberſchleſien, wo die deutſche Währung gilt, bleiben die bisherigen inner⸗ 
freiftädtifchen Gebührenſätze unverändert. 


Danzig, den 25. Oktober 1922. 
Pojt: und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


169 Verordnung 
über Verſicherungspflicht in der Krankenverſicherung. 


Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 5. Oktober 
1922 (Geſetzbl. S. 451) wird mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes des Volkstages für ſoziale Angelegenheiten 
folgendes verordnet: 

81 

Im 5 165 Abſ. 1 Nr. 6 und Abſ. 2, im § 577 Abſ. 1 und im 8 1084 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung in der Faſſung des Geſetzes über Verſicherungspflicht in der Krankenverſicherung vom 7. Juli 1922 
(Geſetzbl. S. 242) wird das Wort „zweiundſiebzigtauſend“ durch das Wort „zweihundertundviertauſend“ erſetzt. 

8 2. 

Wer in der Zeit ſeit dem 15. Juli 1922 wegen Überſchreitens der Verdienſtgrenze von zweiund⸗ 
ſiebzigtauſend Mark aus ſeiner Krankenkaſſe oder knappſchaftlichen Krankenkaſſe ausgeſchieden iſt, kann bei 
dieſer Kaſſe binnen zwei Monaten nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung die Wiederaufnahme als Mit⸗ 
glied gemäß § 313 der Reichsverſicherungsordnung beantragen, ſofern er beim Ausſcheiden zur Weiter⸗ 
verſicherung berechtigt war und nicht jetzt nach § 1 verſicherungspflichtig iſt. 

Die Kaſſe kann den Berechtigten, wenn er ſich zum Beitritt meldet, ärztlich unterſuchen laſſen. 
Eine Erkrankung, die beim Wiedereintritte bereits beſteht, begründet für dieſe Krankheit keinen Anſpruch auf 
Kaſſenleiſtung. i 

Wer einer Erſatzkaſſe angehört und auf Grund der Vorſchrift des § 1 in einer knappſchaftlichen 
Krankenkaſſe verſicherungspflichtig wird, weil ſein regelmäßiger Jahresarbeitsverdienſt zweiundſiebzigtauſend 
Mark überſteigt, kann von der Verſicherungspflicht bei der knappſchaftlichen Krankenkaſſe befreit werden, 
wenn er es bei ihr binnen zwei Monaten nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung beantragt. Dem An⸗ 
trag muß ſtattgegeben werden, wenn die Mitgliedſchaft bei der Erſatzkaſſe bereits länger als ſechs Monate 
beſtanden hat. 

9 3. 

Sind Perſonen, deren regelmäßiger Jahresarbeitsverdienſt mehr als zweiundſiebzigtauſend Mark, 
aber nicht mehr als zweihundertundviertauſend Mark betragt, vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung trotz 
Überſchreitens der für ihre Verſicherungspflicht maßgebenden Verdienſtgrenze von ihrer Krankenkaſſe oder 
knappſchaftlichen Krankenkaſſe weiter wie verſicherungspflichtige Mitglieder behandelt worden, ſo kann dieſe 
Mitgliedſchaft nachträglich nicht mehr angefochten werden. Dies gilt auch für ſolche Fälle, in denen beim 
Inkrafttreten dieſer Verordnung ein Streitverfahren ſchwebt. 

8 4. 

Für Mitglieder von Erſatzkaſſen, die wegen Überſchreitens der Verdienſtgrenze von zweiundſiebzig⸗ 

tauſend Mark aus der Verſicherungspflicht ausgeſchieden ſind, ihr aber infolge dieſer Verordnung wieder 


484 
unterſtellt werden, bedarf es für das Ruhen der Rechte und Pflichten bei ihrer Krankenkaſſe keines Antrags. 
Vorausſetzung iſt, daß dieſe Rechte und Pflichten bis zu jenem Ausſcheiden bereits geruht haben, daß der 
Krankenkaſſe dieſer Umſtand bei der Meldung mitgeteilt wird und daß das Mitglied in der Zwiſchenzeit 
weder die Erſatzkaſſe noch den Arbeitgeber gewechſelt hat. 
5 
Die Friſt zur Meldung derjenigen Beſchäftigten, welche durch die Vorſchrift des § 1 der Ver⸗ 
ſicherungspflicht neu unterſtellt werden, wird bis zum Ablauf eines Monats nach dem Inkrafttreten dieſer 
Verordnung erſtreckt, ſoweit die Friſt nicht nach $ 317 der Reichsverſicherungsordnung darüber hinausläuft. 
Die Meldung kann wirkſam fchon vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung geſchehen. 
§ 6. 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 27. Oktober 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Sahm. Dr. Schwartz. 


170 Verordnung 
über Grundlöhne bei den Krankenlaſſen. 


Auf Grund des Geſetzes über Aenderung von Geldbeträgen in der A dderſ er ing vom 5. Oktober 
1922 (Geſetzbl. S. 451) wird mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes des Volkstages für ſoziale Angelegenheiten 
folgendes verordnet: 
8 . 


Im § 180 Abſ. 2 der Reichsverſtcherungsordnung in der Faſſung des Geſetzes über Grundlöhne 
und Vorſtandswahl bei den Krankenkaſſen vom 7. Juli 1922 (Geſetzbl. S. 243) werden das Wort „ſechzig“ durch 
das Wort „einhundertachtzig“ und das Wort „einhundertundzwanzig“ durch das Wort „fünfhundert“ erſetzt. 

82. 

Einer Satzungsänderung wegen der Erhöhung des Grundlohns nad) § 1 bedarf es bis zu einer 
weiteren geſetzlichen Aenderung des § 180 der Reichsverſicherungsordnung nur, wenn auch die bisher bei 
der Kaſſe beſtehenden Mitgliederklaſſen oder Lohnſtufen geändert werden ſollen. Die nicht hierunter fallenden 
Aenderungen des Grundlohns hat inzwiſchen der Kaſſenvorſtand feſtzuſetzen; eines Beſchluſſes des Kaſſen 
ausſchuſſes bedarf es nur, wenn die Höchſtgrenze des Grundlohnes über einhundertundachtzig Mark, bei 


— 


Kaſſen aber, bei denen die Höchſtgrenze bisher ſchon ſechzig Mark überſtieg, wenn die Höchſtgrenze über 


zweihundertundvierzig Mark hinaufgeſetzt werden ſoll. 

Mitglieder, deren Grundlohn danach die bisher bei der Kaſſe vorgeſchriebene Höchſtgrenze überſteigt, 
haben auf die ihrem neuen Grundlohn entſprechenden höheren Kaſſenleiſtungen von dem vierzehnten Tage 
nach Beginn der Krankheit, früheſtens jedoch vom Tage des Inkrafttretens der Satzungsänderung oder des 
Vorſtandsbeſchluſſes (Abſ. 1) ab auch in Verſicherungsfallen Anſpruch, die beim Inkrafttreten der Satzungs⸗ 
änderung oder des Vorſtandsbeſchluſſes bereits eingetreten ſind. 

83. 

Für Beſchäftigte, die zur Mitgliedſchaft bei einer Orts⸗ Land oder Innungskrankenkaſſe oder 
bei einer knappſchaftlichen Krankenkaſſe verpflichtet ſind und für die nach dieſen Vorſchriften ein höherer 
Grundlohn in Betracht kommt als der bisherige höchſte Grundlohn ihrer Kaſſe, haben die Arbeitgeber der 
Kaſſe binnen vier Wochen nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung die zur Berechnung der Beiträge er⸗ 
forderlichen Angaben zu machen. 

Zuwiderhandlungen werden gleich Zuwiderhandlungen gegen 8 318 der Reichsverſicherungsordnung 
beſtraft. 


Diefe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 27. Oktober 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


171 Verordnung 5 
über Erhöhung von Geldbeträgen in der Unfallverſicherung. 


Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 5. Oktober 1922 
(Geſetzblatz S. 451) wird mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes des Volkstages für ſoziale Angelegenheiten 
folgendes verordnet: 

SER 


In dem $ 544 Abſ. 1 Nr. 2, § 548 Nr. 3, § 550 Abſ. 1, 2, § 896, § 923 Abſ. 1 Nr. 2, 
§ 925 Nr. 2, § 927 Abſ. 1, 2 und den §8 1063, 1170 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung der 
Artikel I, II des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Unfallverſicherung vom 27. Mai 1922 
(Geſetzbl. S. 124) wird das Wort „einhundertfünfzigtauſend“ durch das Wort „dreihunderttauſend“ erſetzt. 

8 2. 

In dem § 563 Abſ. 2, § 732 Abi. 2, § 939, § 1017. Abſ. 2 und den SS 1073, 1079, 1170 der 
Reichs verſicherungsordnung in der Faſſung der Artikel J. II des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen 
in der Unfallverſicherung vom 27. Mai 1922 (Geſetzbl. S. 124) wird das Wort „ſechsunddreißigtauſend“ 
durch das Wort „neunzigtauſend“ erſetzt. SS 


„Im $ 586 Abi. 1 Nr. 1 und im § 1097 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung 
des Artlkels III des Geſetzes über Anderung von Geldbetragen in der Unfallverſicherung vom 27. Mai 1922 
(Geſetzbl. S. 124) wird das Wort „eintauſend“ durch das Wort „dreitauſend“ erſetzt. 


8 4. 
Im 8 612 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des Artikels IV des Geſetzes 


über Anderung von Geldbeträgen in der Unfallverſicherung vom 27. Mai 1922 (Geſetzbl. S. 124) wird 
das Wort „ſechshundert“ durch das Wort „eintauſendzweihundert“ erſetzt. 


8 5 
Im 5 720 Abf. 1 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des Artikels VI des Geſetzes 
über Anderung von Geldbeträgen in der Unfallverſicherung vom 27. Mai 1922 (Geſetzbl. S. 124) wird in 
Zeile 2 und 5 das Wort „fünfzigtauſend“ je durch das Wort „einhunderttauſend“ und in Zeile 3 das 
Wort „einhunderttauſend“ durch das Wort „zweihunderttauſend“ erſetzt. 


8 6. 

Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

Die Anderungen des § 563 Ah. 2, § 586 Abſ. 1 Nr. 1, der 88 939, 1063, 1073, 1079, 1097 
Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung gelten für alle Unfälle, die ſich nach dem 31. Auguſt 1922 eveignei 
haben oder noch ereignen werden, mit der Maßgabe, daß bei der Berechnung der Leiſtungen auch die vor 
dem Inkrafttreten der Verordnung bezogenen Entgelte nach den neuen Vorſchriften berückſichtigt werden. 

Das Landesverſicherungsamt beſtimmt, wieweit die Anderungen des § 732 Abſ. 2, § 1017 Abſ. 2, 
5 1170 der Reichsverſicherungsordnung bei der Umlegung der a des Jahres 1922 zu berück⸗ 
ſichtigen ſind. 


486 
Set 
Das Landesverſicherungsamt kann Näheres über die Durchführung der Verordnung und das 
Verfahren beſtimmen. . 


Danzig, den 27. Oktober 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Schwartz. 


172 Verordnung 
über Erhöhung der Zulagen in der Unfallverſicherung. 


Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 5. Oktober 
1922 (Geſetzbl. S. 451) wird mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes des Volkstages für ſoziale Angelegenheiten 
folgendes verordnet: i 
§ 1. 
Der 8 3 Abſ. 2 des Geſetzes über Neuregelung der Zulagen in der Unfallverſicherung vom 
10. März 1922 (Geſetzbl. S. 75) in der Faſſung des Artikels I Ziffer II des Geſetzes über Erhöhung der 
Zulagen in der Unfallverſicherung vom 7. Juli 1922 (Geſetzbl. S. 242) erhalt folgende Faſſung: 
Als Jahresarbeitsverdienſt gilt 
1. bei Berechnung der erhöhten Verletztenrente eines Verletzten, der als ſolcher eine oder mehrere 
Renten bezieht, deren Hundertſätze zuſammen die Zahl fünfzig nicht erreichen, 
falls die Rente nach dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt eines männlichen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeiters feſtgeſetzt worden war, der Betrag von dreizehntauſendfünfhundert 
Mark, 
falls die Rente nach dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt eines weiblichen land⸗ 
wirtſchaftlichen Arbeiters feſtgeſetzt worden war, der Betrag von ſiebentauſendzweihundert 
Mark, 
im übrigen der Betrag von zweiundzwanzigtauſendfünfhundert Mark; 
2. bei Berechnung anderer erhöhten Renten 
falls die Rente nach dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt eines männlichen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeiters feſtgeſetzt worden war, der Betrag von dreißigtauſend Mark, 
falls die Rente nach dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt eines weiblichen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeiters feſtgeſetzt worden war, der Betrag von achtzehntauſend Mark, 
im übrigen der Betrag von achtundvierzigtauſend Mark. 
8 2. 
Die Zulagen nach 8 1 dieſer Verordnung werden für die Zeit nach dem 30. September 1922 gewährt. 
838 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 27. Oktober 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Schwartz. 


Schriftleitung: Buro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


